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Wasserwirtschaftliches
Planungsorgan – LH versus LH
verfassungswidrig!
Folgewirkungen des Erk VfGH 16. 3. 2012, G 126/11–12, mit dem die
Verfassungswidrigkeit einiger Bestimmungen des WRG nachträglich
festgestellt wird

Im wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren eines Wasserkraftwerks in der Steier-
mark erhob der LH als wasserwirtschaftliches Planungsorgan Berufung gegen seinen
in mittelbarer Bundesverwaltung erlassenen – positiven – wasserrechtlichen Be-
willigungsbescheid. Der VfGH hat im Gesetzesprüfungsverfahren nachträglich die
Verfassungswidrigkeit der Parteistellung des wasserwirtschaftlichen Planungsorgans
nach § 55 Abs 1 lit g, § 55 Abs 4 und § 102 Abs 1 lit h WRG idF BGBl I 2005/87
festgestellt.
Von Dieter Neger

A. Anlassfall

Im „steirischen Naturjuwel“ Schwarze Sulm soll ein
Wasserkraftwerk errichtet werden. Der Landeshaupt-
mann (LH) bewilligte das Vorhaben als Wasserrechts-
Beh I. Instanz.1) Ebendieser LH als wasserwirtschaft-
liches Planungsorgan und Formalpartei nach § 55
Abs 1 lit g, § 55 Abs 4 iVm § 102 lit h WRG2) erhob ge-
gen den Bescheid Berufung an den zust Bundesminister
(BM) (§ 104a Abs 3 – BMLFUW). Der zust BM wies in
Abänderung des erstinstanzlichen Bescheids den Bewil-
ligungsantrag ab.

Aufgrund der Bescheidbeschwerde der Konsenswer-
ber hatte der VfGH in seinem Prüfungsbeschluss v

26. 9. 2011, B 51/10–9, Bedenken gegen die im WRG
verankerte Parteistellung des LH als Amtspartei erho-
ben. Lachmayer3) zufolge stand der VfGH mit diesem
Gesetzesprüfungsverfahren vor der Eröffnung eines
neuen Kapitels der Rechtsstaatsjudikatur.

Dieses neue Kapitel hat der VfGH mit seiner E v
16. 3. 2012, G 126/11–12, nun definitiv eröffnet und er-
kannt, dass § 55 Abs 1 lit g und die Wortfolgen „im Fall

1) § 99 Abs 1 lit b WRG 1959, BGBl 1959/215 idF BGBl I 2002/65.
2) IdF BGBl I 2005/87.
3) Lachmayer, Der Landeshauptmann als wasserwirtschaftliches Pla-

nungsorgan und Behörde, RdU 2012, 5.
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der Parteistellung (§ 102 Abs 1 lit h) beizuziehen“ sowie
„in allen behördlichen Verfahren nach diesem Bundesge-
setz sowie“ in § 55 Abs 4 sowie § 102 Abs 1 lit h des
Wasserrechtsgesetzes 1959 (WRG), BGBl 215 idF
BGBl I 2005/87, verfassungswidrig waren.

Weiters wies der VfGH darauf hin, dass alle in Prü-
fung gezogenen Bestimmungen von der Nov zum WRG
1959, BGBl I 2011/14 dahin betroffen sind, dass sie teils
in andere Teile der jeweiligen Norm verschoben, teils
an diese Änderungen angepasst wurden, weshalb auszu-
sprechen war, dass die oben zitierten Bestimmungen des
WRG idF BGBl I 2005/87 verfassungswidrig waren.

In seiner E v 16. 3. 2012, B 51/10, hat der VfGH der
festgestellten Verfassungswidrigkeit Anlassfallwirkung
zugesprochen und den Berufungsbescheid des BM auf-
gehoben. Die EK hat in weiterer Folge zu 3338/12/
ENVE das Procedere im Rahmen „EU-Pilot“ eingelei-
tet. Nach Kontaktaufnahme mit den österr Beh werden
nun Informationen eingeholt und es wird eine Lösung
gesucht.

Der Beitrag skizziert, welche Folgewirkungen dieser
nachträgliche Ausspruch der Verfassungswidrigkeit der
zitierten Bestimmungen des WRG nach sich ziehen
könnte.

B. Mögliche Folgewirkungen
des Gesetzesprüfungsverfahrens

Der Prüfungsbeschluss und die mittlerweile getroffene
Entscheidung des VfGH sind – vordergründig betrach-
tet – iSd rechtsstaatlichen Hygiene zu begrüßen. Lach-
mayer4) ist in seiner Conclusio, dass der VfGH durch
den Prüfungsbeschluss die Tür geöffnet habe, einen
weiteren Schritt auf dem Pfad der Grundzüge eines
rechtsstaatlichen Verwaltungsverfahren zu gehen, den
der VwGH schon im 19. Jh beschritten hat, durchaus
zuzustimmen.

Verflechtungen und offensichtliche Interessenkolli-
sionen kennt die österr Gesetzgebung jedoch keines-
wegs nur im Bereich der prüfungsgegenständlichen
Rechtsnormen des WRG, sondern auch in vielen ande-
ren Bereichen, von denen – lediglich beispielhaft – die
folgenden angeführt werden:
Ü AWG 2002:5) Nach § 42 Abs 1 Z 12 und – im ver-

einfachten Verfahren – nach § 50 Abs 4 hat das
wasserwirtschaftliche Planungsorgan in Wahrneh-
mung seiner Aufgaben im Betriebsanlagengenehmi-
gungsverfahren Parteistellung. Zuständige Geneh-
migungsBeh, soweit nicht speziell geregelt, ist der
LH. Es ist hier sohin dieselbe Problemlage gegeben
wie im – Gegenstand des Prüfungsverfahrens des
VfGH bildenden – Genehmigungsverfahren nach
dem WRG.

Ü Forstgesetz 1975:6) Der BM hat nach § 11 Abs 7
Gefahrenzonenpläne zu genehmigen, die durch
ihm unterstehende Dienststellen (§ 102 Abs 1) aus-
zuarbeiten sind (§ 102 Abs 5 lit e).

Ü MinroG:7) Der BM als MontanBeh nach § 170 ent-
scheidet über bundeseigene mineralische Rohstoffe
(§ 4).

Ü Bundesstraßengesetz 1971:8) Über Antrag des
Bundes (Bundesstraßenverwaltung) hat der BM

den Straßenverlauf durch Bescheid zu bestimmen
(§ 4 Abs 1).

Ü Eisenbahngesetz 1957:9) Nach § 12 Abs 3 ist der
BM als Beh für alle Angelegenheiten der Hauptbah-
nen zuständig, deren Eigentümervertreter er zu-
gleich ist.

Ü UVP-G 2000:10) Der BM ist nach §§ 23a ff und 24
GenehmigungsBeh, erteilt weiters die Trassenge-
nehmigung (§ 3 Abs 2 Hochleistungsstreckengesetz
– HLG) bzw bestimmt den Straßenverlauf (siehe
oben) und ist außerdem Eigentümervertreter. Lan-
desstraßen, die dem Anh 1 Z 9 unterfallen, werden
von der LReg sowohl geplant als auch nach dem
2. Abschnitt des UVP-G genehmigt.

Neben diesen – lediglich beispielhaft angeführten –
Kollisionspotentialen hat bspw auch nach § 55g Abs 1
WRG der LH mit V für bestimmte Oberflächen- oder
Grundwasserkörper oder Teile derselben sowie für
Einzugs-, Quell- oder Überflutungsgebiete wasserwirt-
schaftliche Regionalprogramme zu erlassen. Nach
§ 55g Abs 3 WRG dürfen Bescheide (bei gegebener Zu-
ständigkeit nach § 99 Abs 1 durch den LH) nur im Ein-
klang mit diesen Regionalprogrammen erlassen wer-
den. Das wasserwirtschaftliche Planungsorgan (LH!)
kann wegen eines Widerspruchs mit dem Regionalpro-
gramm nach § 55g Abs 3 nach Erschöpfen des Instan-
zenzugs Beschwerde an den VwGH erheben, sofern es
dem Verfahren entweder nicht nachweislich beigezo-
gen worden ist oder im Verfahren unter Bedachtnahme
auf die in einem Regionalprogramm festgelegten Vor-
gaben (Maßnahmen) eine begründete negative Stel-
lungnahme abgegeben hat.

Die ebenfalls offensichtliche Interessenkollision des
BM als EnteignungsBeh nach dem StarkstromwegeG
1968,11) zugleich Eigentümervertreter des Bundes in
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-AG, der
darüber hinaus oberste ElektrizitätsBeh ist und letztins-
tanzlich in elektrizitätsrechtlichen Verfahren (ausge-
nommen davon sind nach dem UVP-G 2000 durch-
zuführende Verfahren) entscheidet, außerdem die Kon-
trolle über die Energie-Kontrollkommission (EKC) und
die Energie-Control GmbH ausübt, welche ihrerseits in
elektrizitätsrechtlichen Genehmigungsverfahren wiede-
rum in Form von Sachverständigengutachten Be-
weismittel erarbeiten und die Beh-Entscheidung we-
sentlich beeinflussen, hat der VfGH als unbedenklich
erachtet.12)

C. Schlussfolgerungen

So begrüßenswert sohin – ummit Lachmayer13) zu spre-
chen – der durch den Prüfungsbeschluss des VfGH14)

gesetzte Schritt auf dem Pfad der Verbesserung des

4) Lachmayer, RdU 2012, 5.
5) BGBl I 2002/102 idF BGBl I 2011/9.
6) BGBl 1975/440 idF BGBl I 2007/55.
7) BGBl I 1999/38 idF BGBl I 2011/144.
8) BGBl 1971/286 idF BGBl I 2011/62.
9) BGBl 1957/60 idF BGBl I 2011/124.
10) BGBl 1993/697 idF BGBl I 2011/144.
11) BGBl 1968/70 idF BGBl I 2003/112.
12) Vgl VfGH 22. 9. 2008, B 1578/08 – 4.
13) Lachmayer, RdU 2012, 5.
14) VfGH 26. 9. 2011, B 51/10.
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rechtsstaatlichen Verwaltungsverfahrens und die defi-
nitive Entscheidung des VfGH15) zu werten sind, so be-
deuten sie bei konsequenter Weiterverfolgung, dass
zahlreiche andere Verfahrensregelungen, von denen
oben einige beispielhaft aufgezählt wurden, ebenfalls
als verfassungswidrig festzustellen bzw aufzuheben wä-
ren. Die Folge wäre eine umfangreiche, aus rechtsstaat-
lichen Erwägungen jedoch durchaus zu begrüßende,
weit über das WRG hinausreichende Neuorganisation

wesentlicher materiengesetzlich geregelter Zuständig-
keiten, Verfahren und Parteienrechte. Zudem sei die
Problematik anhängiger Verfahren mit hohem öffentli-
chem Interesse (zB Infrastruktur und Gemeinwohlpro-
jekte) und deren sohin leicht mögliche Bekämpfbarkeit
aus rein prozessualen Gründen angemerkt.

Ü In Kürze

Aufgrund seines Prüfungsbeschlusses vom September
2011 hat der VfGH nunmehr die nachträgliche Verfas-
sungswidrigkeit der Parteistellung des wasserwirt-
schaftlichen Planungsorgans im wasserrechtlichen
Bewilligungsverfahren wegen dessen Identität mit der
GenehmigungsBeh (beide sind der zust LH) ausge-
sprochen. Diese richtungsweisende Entscheidung
müsste bei konsequenter Weiterverfolgung die Neuor-
ganisation zahlreicher Zuständigkeiten, Verfahren und
Parteienrechte, weit über das WRG hinaus, bedingen.
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15) VfGH 16. 3. 2012, G 126/11 – 12.
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